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ZUM NEUEN JAHR

Eine Meldung aus den letzten Tagen, 
die durch die Tageszeitungen ging, 
handelte von den Hoffnungen der Bun­
desbürger für das Jahr 1983. Sie be­
sagt folgendes: 34 Prozent der 
Deutschen in der Bundesrepublik 
sehen dem Jahr 1983 mit Hoffnungen 
entgegen, 27 Prozent mit Skepsis und 
32 Prozent mit Befürchtungen (laut 
Institut Allensbach).
In der Tat sind die Entwicklungen 
alles andere als rosig. Die fort­
schreitende Entwicklung der Technik, 
die unserer kulturellen Entwicklung 
davonläuft und eine immer weiterge­
hende Entfremdung der Arbeit von den 
Arbeitnehmern bedingt, die damit si­
cherlich im Zusammenhang zu sehende 
zunehmende Arbeitslosigkeit, die sich 
fortsetzende Mutlosigkeit (nicht nur) 
bei Lehramtsanwärtern, die keine 
Chance mehr auf Einstellung haben, 
die bedenklichen Entwicklungen auf 
dem Rüstungssektor - trotz der Ver­
handlungen in Genf -, die immer 
größer werdende Angst vor einem 
möglichen Krieg: das alles gibt 
nicht gerade zu Hoffnungen Anlaß; 
und die Liste ließe sich noch be­
liebig weiter fortsetzen.
Auf der anderen Seite steht aber 
die Tatsache, daß langsam aber si­
cher immer mehr Leute merken, daß 
herkömmliche Politik in dieser Wirt­
schaftslage nicht mehr greift, daß 
neue Ideen gebraucht werden.
Bei diesem Umdenkprozeß sind auch 
wir als angehende Akademiker auf­
gefordert, unserer Verantwortung - 
die zwar an der Uni nicht gelehrt 
wird, die wir aber nichtsdestotrotz 
haben - gerecht zu werden. Und wenn 
wir uns nur dafür einsetzten, daß 
Lehrinhalte nicht "neutral", son­
dern kritisch vermittelt werden, 
d.h., daß bedenklich stimmende Ent­
wicklungen und möglicherweise auch 
alternative Lösungsmöglichkeiten in 
den Lehrveranstaltungen diskutiert 
werden können und auch diskutiert 
werden - dann wäre das schon etwas, 
was zu Hoffnungen berechtigte.
Die Tatsache, daß es uns — vorsich­
tig ausgedrückt - mal etwas schlech­
ter geht als sonst, daß wir unser An­
spruchsdenken nicht so leicht befrie­
digen können wie noch vor ein paar 
Jahren, sollte nicht Grund zu Resig­
nation sein. Vielmehr müssen wir ak-
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tiv an den notwendigen Änderungen 
mitarbeiten.
In diesem Sinne wünschen wir Luch 
ein engagiertes Jahr 1983.

Durch die Regierungsübernahme der rechts­
konservativen Regierung unter Kanzler 

^^Kohl, wurde ein weiterer Schritt Unter­
nommen, den NATO "Nachrtistungsbeschluß" 
einen Schritt sicherer umzusetzen, 
und damit den Frieden in Europa um ein 
Vielfaches unsicherer zu machen. Werden 
die neuen Raketen mit den klingenden 
Namen cruise missails und Pershing in 
Europa und insbesondere in der Bundes­
republik stationiert, so beträgt die 
Vorwarnzeit für diese Waffen gerade 
noch fünf Minuten. Diese fünf Minuten, 
so läßt sich jetzt schon sagen, hätten 
bei den zahlreichen "Fehlalarmen" die 
es bislang schon gegeben hat, nicht aus­
gereicht, um die Falschmeldung noch 

^fcrückgängig zu machen. Das atomare In­
ferno aus Zufall also?

1982 und 1982 fanden die größten De­
monstrationen in der Geschichte der 
Bundesrepublick statt und es waren
Demonstrationen
onne l a i r a n . .-.i voran
sierte die Friedensbewegung erstmals 
wieder Ostermärsche in der ganzen 
BRD.
Die Hoffnung mit der man Ende der sechz­
iger die damaligen Ostermärsche einge­
stellt hatte, wurden bitter enttäuscht. 
Die SPD, die nach dem zweiten Weltkrieg 
noch "Nie wieder Krieg" auf ihre Fahnen 
schrieb, war mit Kanzler Schmidt Vor­
reiter der Nachrüstung. Es war der 
Deutsche General Altenburg der als Ma­
cher des Doppelbeschlusses in die Ge­
schichte eingehen will.
Doch es sind nicht nur die großen De­
monstrationen, die zeigen, daß sich 
etwas verändert hat. Schon biedere 
Schulmeister- srpechen heute von Rü­
stungswahnsinn, die Angst von der 
Versaftung ist vei vielen nicht nur 
Angst geblieben, sondern verwandelte 
sich in Sachkompetenz. Zahlreiche 
Menschen sind heute in der Lage, das 
Gesabber vom Rüstung'sgleichgewicht 
ad absurdum zu führen, viele sind in der 
Lage zu zeigen, daß Rüstungsprojekte 
vom ökonomischen Interesse bedingt sind, 
dagegen Militärdoktrien und Strate­
gien nur schmückendes Beiwerk.
Doch ■•■,as vielleicht noch wichtiger ist.Die letzten Jahre haben gezeigt, daß die 

Bevölkerung von Europa und Amerika mit 
dererlei Wahnsinnspolitik, nicht kon­
formgehen will. Zu absurd wurde das 
Versprechen iurcn ..üsuung den Frieden 
erhalten zu wollen, durch Abschreckung 
den Gegner, der im kalten Krieg erst 
zu diesem rasenden Bären geworden 
ist, davon abzuhalten einen Krieg zu 
führen.

vieie Menscnen sind oerexcnr, gegen eine 
Politik, die Krieg als eine denkbare 
Komponente mit einbezieht, mit ihrem 
persönlichen Angagement etwas zu un­
ternehmen.
Mit dieser Artikelserie will die 
Schlaglichtredaktion einen Beitrag 
dazu leisten, euch Informationen über 
den aktuellen Stand der Diskussion 
über Rüstungsfragen zu geben .

5s w m a a m m u u M m m a m



Dia Artikel sind von unterschied- 
.-■.:nen ; Aanaruruiuan ius '«scnrneoen. 
wir wunscnen uns, wenn sie aazu ver­
tragen können, euch Informationen zu 
geben, aber euch auch zu reizen, euren 
Standpunkt un mitzuteilen.
ICH KAUF MIR 'NEN SCHIFF UND 'NE__
KANONE UND HACH HEINE EIGENE ARMEE
In diesem ersten Artikel der Reihe 
"Aufrüsten um abzurüsten" werden ver­
schiedene Modelle der Verteidigung vor­
gestellt, wie sie teilweise in der 
öffentlichen Diskussion stehen, teil­
weise aber auch schon in der Bundes­
wehr und der NATO diskutiert werden.
Die Informationen stammen zu großen 
Teil von einem Seminar in der evan­
gelischen Akademie in Loccum an dem 
Mitglieder der Arbeitsgruppe Frieden 
und Abrüstung im AStA teilnahmen.

DAS RESSOURCENPROBLEM
litt letzten Jahr stand die Bundesre­
gierung vor dem Widerspruch, auf der 
einen Seite die Forderung des ameri­
kanischen Präsidenten nach 3% Steigerung 
der Rüstungsetats pro Jahr zu erfüllen, 
andererseits aber auch den Haushalt der 
Bundesrepublik sanieren zu wollen.
„.•„•non ie u re  ; i b t  n ie  J u n a e s r e p u n i—
60 MRD. DM für die Rüstung aus. Das 
sind 25% des gesamten Haushaltes. 
Weltweit kosten uns die vermeindliche 
Sicherheit 500 Mrd-Dollar. Die USA 
mußte im letzten Jahr 33,6 Mrd.
Dollar an Sozialbereich einsparen, 
um sich die teuerste Armee der Welt 
noch leisten zu können. Die Unter­
schiede zur Sowjetunion sind nur grad­
ueller Natur.Dia Tatsache, daß alle 
.O " v.r -5 . a * ojvte Var f arcraiiumn on -.eu

rüster noch nicht bedenklich. Bedenk­
lich dagegen ist, daß diese 10mal so 
teuer ist wie die vormalige.
Der Reichtum der hochindustrialisierten 
Nationen wfrd somit zu einem erheblichen 
Teil verschleudert. 400 Mio. Hungertote 
pro Jahr sind das erschreckende Ergeb­
nis. Es stellt sich also die Frage, 
wann einfach nicht merh genug Geld 
da ist, um die immer teurere Rüstungs- 
mechanerie zu finanzieren.
Doch die Resourc enfrage stellt sich, 
insbesondere für die Bundeswehr, noch 
auf einem ganz andere und bislang 
nichtbbedachten Feld. Wie auch in Schule 
und Hochschulen, wird die Bundeswehr 
in den nächsten Jahren vom Pillenknick 
heimgesucht. Man schätzt, daß 1989 der 
Bündeswehr 3o - 5o.ooo Rekruten fehlen 
werden. Die Alternativen zu einem per­
sonellen Abbau werden jetzt schon in der 
altäglichen Politik sichtbar.
Nicht um mehr Geeechtigkeit willen 
(was ist das für eine Gerechtigkeit?) 
wurde der Zivildienst viel länger 
gemacht als der Wehrdienst. Sondern 
•:n seh r ' ringe ler.scn en  .n l i e  lu n a o s -  
wehr zu ziehen.
Es ist kein Spaß wenn laut darüber 
nachgedacht wird, daß Frauen Wehr- 
dienst leisten sollten, oder gar 
Ausländische Mitbürger das Land ver- 
teigien sollen in dem sie doch auch 
gute Arbeit bekamen (haha). So be­
kommt die ausländerfeindliche 
Politik der CDU/CSU/FDP Regierung 
vielleicht noch eine plötzliche 
"Wende" Auch i e r  'ü n a s r a  V drsch iucr 
. e s  ' e r t a i u i  iu :icrsm :„ni3r.ars 'Vorner 
(CDU) eine Wehrsteuer für "Nicht- 
gediente" einzuführen dient nur 
dem Zweck, den drohenden Rekruten 
mangel zu beheben. Obwohl Helmut 
Kohl und andere dieser Generation



dann mehr Steuern bezahlen müßten, 
wäre es sicher angebrachter eine 
Steuer für Dummschwätzerei zu er­
heben. Die würde ann wirklich nur die 
Richtigen treffen.
Die letzte Alternative wäre eine Be­
ruf sarmee. Dies würde aber die 
äußerst gefährliche Konsequenz nach 
sich ziehen, des die Armee noch stärker 
von der Gesellschaft abgekoppelt würde, 
als das eh' schon der Fall ist.Darüber- 
hinaus wäre eine Berufsarmee ein 
unberechenbarer Machtfaktor. Den Staats­
bürger in Uniform gäbe es dann wirklich 
nicht mehr.
iese Resourcenprobleme haben daz-u ge­
führt, Wehrbeauftragte, hohe Militärs 
und Friedensforscher über Alternativen 
des herkömmlichen Verteidigungskonzepts 
mehr oder weniger laut nachzudenken.
Die Alternativen die ich hier vorstellen 
will, haben eins gemeinsam: es sind 
Alternativen, die auf der gewaltsamen 
kusaanunaernetzung :vn.scnen ?i5Ikern 
und Nationen basieren. Das Konzept der 
zivilen Verteidigung - soll in einen 
späteren Artikel vorgestellt werden.
Ich denke jedoch, daß es wichtig ist 
sich auch mit Alternativen zum be- 
tehenden Konzept zu befassen, da der 

Weg zu einem Frieden ohne Waffen aus 
Schritten besteht. Diese Schritte, 
die ersten Schritte, werden kleine 
sein, solche, die man auch mit den 
'TATO Aenerälvtn 7«hen :z;-:en.

.is  ; o . _ . 1 . :-*rc '.\e.ißan, laß i i e  
Friedensbewegung ihren Standpunkt 
verkaufen soll. Wenn man als ersten 
Schritt die Verhinderung des 
Doppelbeschlussens setzt, als 
weiterem die Reduktion des be-

stehenen Waffenarsenals , so zeigt das 
vielmehr daß unser Weg keine ferne. 
Träumerei ist, sondern für jeden nach­
vollziehbar ist.
Die Fragen, die ich im Folgenden er­
örtern werde, sehen etwa wiefolgt aus:
- Ist die NATO Verteidigungsdoktrin 
der flexible response überholt?

- Welche Auswirkungen haben neue Ver­
teidigungskonzepte auf die Gesell 
schaft ?

- Gibt es ein Gleichgewicht ?
- Gibt es überhaupt einen Spiel­

raum für die Reduzierung von 
Waffen ?

FLEXIBLE RESPONSE - GUTDÜNKEN AUS 
DEM ATOMSPRENGKOPF

Wie jederman weiß, sind fast allte 
Länder Europas in Militärblöcke einge­
bunden. Naiv gesprochen verdanken wir 
den kriegsfreien Zustand Europas der 
Tatsache, daß der Warschauer Pakt 
;ower diu NATO bislang las klappern 
mas den Waffen so gut verstanden naben, 
daß sich niemand getraut hat, den 
ersten Schuß, loszulassen. Im Westen 
wie im Osten haben die Formen des 
SchwerterrasseIns unterschiedliche 
Namen. Die momentan gültige Militär­
doktrin des Westens, also der NATO 
heißt flexible response.
Nach höchst offizieller Definition, 
nämlich nach der des Weißbuchs der 
Bundeswehr definiert sich diese 
■ ierp.Lc.Tt:

" auf jede Aggression nacn dem Grund­
satz der Verhältnismäßigkeit der 
Mittel zu reagieren, mit dem Ziel, die 
Lage wiederherzustellen, die vor Be_



ginn des Angriffs bestanden hat"...
"die Fähigkeit, unter verschiedenen 
militärischen Mittels, konventionel­
len wie nuklearen, zu wählen und sie 
in einer vom Gegner nicht vorausseh­
baren Art und Weise einzusetzen. Damit 
soll dem Gegner auch die Voraussage 
der Reaktion der NATO und die Berech­
nung des Risikos unmöglich gemacht 
werden." (Weißbuch zur Verteidigungs­
politik der Bundesregierung 1969)
Mit anderen Worten heißt das also, 
daß die NATo ein breites Arsenal aller 
auch nur denkbaren Waffen zur Verfügung 
stehen hat, um die ganze Pallette 
möglicher Eskalationsstufen militärisch 
durchhalten zu können.
Vom produktionsstandpunkt her ist dies 
natürlich ein höchst angenehmer Stand­
punkt, denn diese Doktrin ermöglicht es 
Waffen auf allen Stufen mit der ent­
sprechenden Begründung produzieren zu 
können.
Es muß dabei nochmals klar gesagt wer­
den, daß in die flexible response 
der Einsatz von Atomwaffen mit hin­
einfällt.
Zwar wird an dieser Stelle immer ent­
schärfend argumentiert, daß nur der 
amerikanische Präsident den Einsatz 
von Atomwaffen befehlen könnte, was 
auch richtig ist, und somit sei der 
Einsatz von Atomwaffen immer eine po- • 
litische Entscheidung und keine mi­
litärische. Was allerdings wohlweis­
lich verschwiegen wird, ist die Tat­
sache, daß, ist erst einmal dieser Be­
fehl ergangen, es dem Befehlshaber 
der Vereinigten Staaten in Europa ob­
liegt, welche Eskalationsstufe er gerne 
wählen möchte.

Eine der Grundtatsrachen der NATO- 
Strategie ist es, daß es für den Geg­
ner glaubhaft erscheinen muß, daß man 
jederzeit bereit und in der Lage ist, 
einen Atomkrieg führen zu wollen und 
können.
Flexible response ist wie die Wande­
rung auf einem Grat - ein Windstoß 
kann jederzeit ein jähes Ende be­
reiten .

»MTR nüRFFN NICHT AUF DAS PRINZIE 
. FBKAI.ATIQN vfrzichten"

Diese Überschrift ist gleichzeitig 
Zitat des Vertreters der BRD in der ™  
NATO Zepter und verdeutlicht plastisch 
wie mit unserer Sicherheit umgegangen 
wird. Es sind aber im wesentlichen 
zwei Überlegungen, die eine Änderung 
diese Haltung in der NATO möglich 
machen könnten. Die eine führte ich 
zu Beginn des Artikels aus. Es ist 
die Resourcenfrage auf verschiedenen 
Ebenen.
Die Zweite Überlegung liegt darin, daß 
für die Rüstungsexperten die Tatsache 
immer bedenklicher wird, daß die Ab­
schreckung nach innen fast besser £  
funktioniert als nach Außen. 
Anbeträchtlich des existenten Waffen­
arsenals wäre jeder atomare Konflikt 
selbstmörderisch.
Beispielsweise verzichtet die NATO 
offiziel auf die Stationierung chem­
ischer und biologische Waffen makaber­
erweise nicht deshalb, weil diese 
Waffen grausam und unmenschlich sind, 
sondern deshalb, weil deren Einsatz 
- wie man glaubt - vom Gegner nicht 
abgenommen wird. Irrigerweise na,hm man 
aber jahrelang an, daß der Gegner glaube



man würde atomwaffen einsetzen.
Jetzt, zu einem Zeitpunkt wo es aus­
reichend atomwaffen gibt, um die Erde 
ein paarmal in die Luft zu sprengen, 
wird deren Einsatz unglaubwürdig.
Zwar erklärern führende Vertreter der 
amerikanischen Regierung bisweilen, 
daß ein atomarer Konflikt führbar und 
nicht mit der Vernichtung des Feindes 
und der eigenen Nation einhergeht, 
ebenso erklären aber auch die Sowjets, 
daß ihrer Ansicht nach ein Atomarer 
Konflikt zur allgemeinen Selbstzer- 
stcrung führt.
Der Einsatz solcher Waffen ist also/

^unglaubwürdig. Am Rande sei noch be­
merkt, daß Atomwaffen mit hoher Treff­
genauigkeit wie es die in Europa zu 
stationierenden sind, sowie die Neu- 
tronenbombre ein Schritt wäre, daß 
der Einsatz dieser Waffen doch, auch 
für den Gegner, gedacht werden kann. 
Pervertiertes Denken, aber Denken!!!
Die bröckelnde Doktrin und die Re- 
sourcenprobleme sind also Ausgangs­
punkt für neue Strategien der Bundes­
wehr, möglicherweise auch der NATO.

WIEVIEL IST GENUG ?

Die neuen Strategien die unter den 
Namen "David Prinzip" oder "Guirill- 
iaarmee" kursieren, haben einige Eig­
enschaften, die ich erstmal vorweg­
stellen will.
1. Es handelt sich um Konzepte, die au: 

alle Fälle billiger sind als alles 
was sich die Bundeswehr im Moment 
leistet. Ein anschaulicher Beispiel 
hierfür ist das folgende:

Im Manövern wurde durchgespielt wie­
viele Panzer der Klasse Leopard von
einem Hubschrauber abgeschossen
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werden, bevor er selbst vom Himmel 
faällt. Man höre und staune, es 
waren derer 18! Ein Leopard kostet 
4 Mio. DM ein Hubschrauber 1 Mio. 
DM!

2. Die Option des Einsatzes von Atom­
waffen wird ausschließlich in die 
Hände der Politiker übergeben, sie 
soll bis auf weiteres nicht mehr 
Kalkül der Militärischen Strategie 
sein. Allen alternativen Konzepten 
ist aber gemein, daß sie nicht auf 
- zwar politische, aber immerhin - 
abschreckende Wirkung des möglichen 
Einsatzes von Atomwaffen verzichten 
sollen.

3. Die neuen Strategien haben deutlich 
defensiveren Charakter als die bis­
herigen Konzepte, Das Konzept der 
Guirilliaeinheiten die Affeld vor­
schlägt, gehen sogar soweit, daß 
man davon ausgeht, der Gegner 
müsse erstmal^ins eigene Land ein- 
dringen, bevor man ihn richtig an­
greift.

4. Die Neuen Konzepte postulieren 
allesamt kleinere Kampfverbände 
mit leichterem Waffen. Man will 
also weg von ven Panzergroßver­
bänden, hinzu - wie auch immer 
gearteten - kleineren Einheiten.

DAS. AFHELPTSCHE Q.UERILLA~KQNZEPT

Wie schon einleitend gesagt, ist ein 
kerngedanke dieses Konzeptes die 
kleine Einheit. Affeld, der selber 
kein Mitglied der Streitkräfte ist, 
konzipiert seine Vorschläge weniger
von der technologischen Seite, sondern 
vielmehr von der für jeden denkbaren 
Sichtweise aus.
SEine Vorstellungen sehen etwa so 
aus, daß in Ortschaften und Stadtteile
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Kampfverbände geschaffen werden, die DAVID SCHLÄGT GOLIATH
jederzeit einsetzbar sind. Die Be- Eine andere Modifikation alternativer
waffnung sollte leicht sein, dagegen Verteidigung schlägt der ehemalige
aber technologisch hochentwickelt. General Löser vor. Bedingt durch seine
Dies würde dazu führen, daß dem Gegner#
Militärische Ziele genommen werden, er

Herkunft führt er die Diskussion um 
seine Vorschläge mehr von der tech-

sich sozusagen durch das Land "durch- nischen SEite aus, hat aber dadurch
kämpfen" muß. Die abschreckende Wir- auch den Vorteil, daß er von den
kung dieses Konzeptes würde nach führenden Militärs ernstgenommen wird.
Affeld dann etwa darin bestehen, daß Möglicherweise werden seine Vorschläge
"wir bereit sind unser Land hinter gerade deshalb so ernsthaft diskutiert
jedem Baum zu verteidigen". da in der Tat die Resourcenfrage bis-
Die Kritik dieses Konzeptes setzt lang von niemandem befriedegend be-
im wesentlichen anzwei Stellen an. antwortet werden kann.
Einerseits, und dies gilt für alle Löser schließt den Einsatz von AtoiJ|
alternativen Verteidigungskonzepte, waffen nicht aus. Er will aber die
somit auch für die gewaltfreien, sind technologische Weiterentwicklung nicht
diese Konzepte nicht in die NATO auf atomarem oder chemisch - biolo-
Strategie einbaubar. Andererseits gischem Gebiet sehen, sondern in
würde das Affeldkonzept einen sehr konventioneller Hinsicht.
hohen Grad an Militarisierung der Er setzt den noch relativ großen
Gesellschaft nötig machen. Es würde Panzerverbänden des Ostblocks nach
also dazu führen, daß jeder jeden seinen Vorstellungen kleine Verbände
Tag den Ernstfall über müßte. mit effektiven Waffen und leicht
Weiterhin lassen sich technische Ge- beweglichen Maschinen entgegen.
genargumente finden, etwa derart, daß Seine Argumente holt er aus der Er-
der Gegner wohl gar nicht erst mit fahrung und dem Wissen über die Mög-
Panzern kommt, wenn er weiß, daß man lichkeit der existenten Waffen.
mit Panzerfäusten im Wald steht, auch Sein Konzept erfordert weniger zen^al
dann nicht, wenn der Gegner nicht Komunikation und sichert das Kampffeld
weiß wo man steht. "netzartig" (wohl sowas wie Raumdep-
Als Chance stellt sich das Konzept in kung - wa?). Diese neuen Einheiten
ökonomischer Hinsicht dar. Durch ge- hrsollen vielmeph grenznah eingesetzt
zielte Nutzung der Technologien wäre- werden und nicht erst in einem Bereich
eine Abkoppelung vom Rüstungswettlauf wo schon große Teile der BRD einge-
möglich. nommen sind. Dadurch soll auch Inge-
In politischer Hinsicht erscheinen 
folgende Tatsachen verlockend:

samt die Anzahl lohnender Ziele ge­
nommen werden.

Die militärische Strategie wäre trans- Wie schon angedeutet stößt auch
parent und zwar für jeden. Die Ge- diesen Konzept ingsgesamt in der NATO
heimniskrämerei um militärische auf erheblichen Widerstand. Das
Objekte würde der Vergangenheit ange- Dogma der Bündnistreue auf Gedeihund
hören. Verderb scheint alle unmöglich zu



machen, was auch nur leichte Schritte 
zum Inhalten des Rüstungswettlaufs 
sein könnte. Die NATO^der wir so treu 
sein sollen leistet es sich aber imm­
erhin die Kleinigkeit von 3 verschied­

enen Kampfpanzern zu prodzieren.
Ob diese Tatsache nun gerade dazu 
angetan ist, die Einheit und "Stärke" 
des Bündinissen zu dokumentieren, es 
sei dahingestellt.

„Das Risiko wird größer“
T rr m Kanzleramt wird eine Studie des 
[.Münchner Sinus-Instituts unter 

Verschluß gehalten, die der Regie­
rung Schwierigkeiten mit ihrem pro­
amerikanischen Kurs voraussagt. 
Entgegen allem amtlich verbreiteten 
Optimismus glaubt gut die Hälfte der 
repräsentativ befragten 1600 Wahlbe­
rechtigten (56 Prozent), daß es bei 
den Genfer Raketenverhandlungen 
zu keiner Einigung kommen wird. 
Und 55 Prozent bezweifeln, daß USA 
und UdSSR überhaupt emsthaft ver­
handeln. Während die Bundesregie­
rung bisher unbeirrt am Nato-Dop- 
pelbeschluß festhält, sprechen sich 61 
Prozent der unmittelbar vor und un­
mittelbar nach dem Bruch der sozial- 
liberalen Koalition am 17. September 
Befragten dafür aus, die Stationie­
rung neuer Mittelstreckenwaffen in 
der Bundesrepublik zu verschieben, 
wenn bis Herbst 1983 noch keine 
Einigung erzielt ist.
Washington wird von 58 Prozent der 
Bundesbürger nicht geschont: Bonn 
solle das Aufstellen von „Pershing 2“

Texf aus : T)t.r Splt.^1

und Marschflugkörpern ablehnen, so 
ihre Ansicht, falls die Amerikaner die 
Verhandlungen nicht ernsthaft führen 
und auf diese Weise die Stationierung 
der neuen Waffen durchsetzen wol­
len.
Was Bundeskanzler Helmut Kohl 
und Außenminister Hans-Dietrich 
Genscher besonders zu denken geben

ftbe.r vlwi 5oI/c k
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dürfte: 54 Prozent der Unions- und 70 
Prozent der FDP-Anhänger empfeh­
len eine Verschiebung der Stationie­
rung, falls sich die Großmächte bis 
zum Herbst 83 nicht geeinigt haben. 
Bei den SPD-Sympathisanten sind 65 
Prozent dieser Meinung. 50 Prozent 
der Unions- und 65 Prozent der FDP- 
Klientel lehnen eine Stationierung 
ganz ab, falls sich herausstellen sollte, 
daß die Washingtoner Unterhändler 
in Genf nicht ernsthaft verhandeln 
wollen (siehe Seite 30).

Mehr Wähler als im 
Vorjahr -  49 Prozent 
gegenüber 45 Prozent 
-  haben Angst vor den 
US-Raketen, „weil da­
mit das Risiko eines 
Atomkriegs auf deut­
schem Boden größer 
wird“. Nur noch 24 
"rezent (1981: 30 Pro- 
ent) glauben, „daß 
■urch die Stationie- 
ung neuer amerikani­

scher Atomwaffen in 
Europa der Frieden si­
cherer werden wird, 
weil damit die Sowjet- 
Union wirksamer von 
einem Angriff abge­
schreckt wird“.

ß > £ C /T X C r £ L

müssen sparen. Das ist klar. Die Pres­
se hämmert diese Parole in unsere Köpfe. 
Die Regierung ermahnt uns. Unser neuer 
Helmut läßt es uns immer wieder wissen: 
wir alle müssen den Gürtel enger schnal­
len. Das ganze Volk muß es. Und manche be­
kommen ganz feuchte Augen in diesen Tagen 
in diesem unserem Lande. Erinnerungen wer­
den wach, Erinnerungen an die Volksgemein­
schaft. Wie ein Mann ...
Es wird gespart. Es wird gespart bei den 
Rentnern, bei den Kranken, bei den abhän­
gig Beschäftigten, bei den Arbeitslosen, 
bei den Studenten, bei den Schülern. Das 
ist die neue deutsche Welle. Vom geistigen 
Inhalt her gar nicht so weit von den Tex­

ten der erwähnten Musikrichtung entfernt.
Da kommen immense Summen zusammen. Allein 
bei den Schülern spart man durch die Strei­
chung des BAFÖG 200 Millionen DM nro Jahr. 
Wie groß ist der Beit"ag der Studenten zur 
Gesundung der Staatsfinanzen? Das ist so 
genau zum jetzigen Zeitpunkt nicht zu sa­
gen. Ich möchte einmal grob versuchen, das 
abzuschätzen. Dazu gehe ich von der herr­
schenden Meinung aus. Von der behaupten 
zwar böse Zungen, das sei die Meinung der 
Herrschenden, aber das gehört jetzt nicht 
hierher. Dieselbe besagt, die Umstellung 
des Studenten-BAFöG auf Volldarlehen habe 
keinen Einfluß auf die Studentenzahlen, da 
ja weiterhin die Betroffenen Geld erhalten
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werden. Kleinere Reibungsverluste auf dem 

rzweiten Bildu^gsweg bleiben unberücksichtigt.. 
Derzeit werden 1,35 Mrd. DM pro Jahr an 
Bafögmitteln bereitgestellt. Nach der alten 
Regelung, die 197^ in Kraft trat, würde der 
auszuzahlende Betrag auf etwa 1 Mrd. pro 
Jahr sinken. Der Rest wäre durch den Rück­
fluß der Darlehen gedeckt. Das Ganze gilt, 
wie gesagt, bei gleichbleibenden Studenten­
zahlen und etwa ab 1990. Damit ist die 
Frage nach dem derzeitig eingesparten Geld
beantwortet; nix! Natürlich hat die neue 
Regelung auch noch ihre angenehmen Seiten.
In akademischen Kreisen bleibt man unter 
sich. Durch diese Politik werden viele Men­
schen vom Studium abgehalten. Politik ist 
eigentlich ein Euphemismus, schließlich be­
zeichnet man einen Henker an der Guillotine 
auch nicht als Chirurg. Die Überfüllung der 
Hochschulen wird zurückgehen, der Leistungs« 
druck sinken, denn man muß die Studenten 
nicht mehr durch Prüfungen mit hohen Durch­
fallquoten herausbolzen. Das hat man bereit, 
durch andere Mittel erreicht.
Ich. höre schon wieder die lauten Rufe: wir 
müssen sparen. Jeder muß seinen Teil dazu 
beitragen. Auch die Bundeswehr. Deren neu­
er Chef heißt Dr. Manfred Wörner, Oberst­
leutnant der Reserve. Es handelt sich also 
endlich einmal um einen Fachmann in seinem 
Ressort. Der stellte fest, es gebe 866 Ge­
freitenposten in der Truppe zuviel. Eine 
seiner ersten Amtshandlungen bestand nun 
folgerichtig darin, diesem Übel abzuhelfen. 
Von nun an wird es 866 Ober- und Hauptfeld­
webel, Majore, Kapitäne und Oberstleutnants 
mehr geben. Diese Maßnahme bringt ca. 70 Mio. 
Mehrkosten pro Jahr. Man weiß nicht genau, 
aber vielleicht ist die Bedienung eines Ge­
wehrs demnächst für einen Mannschaftsdienst­
grad zu kompliziert, so daß man dafür einen 
Unteroffizier benötigt. Im Interesse der Er­
haltung der Verteidigungsfähigkeit darf man 
sich nun doch wirklich nicht über eventuell
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anfallende Mehrkosten aufregen. Immerhin 
steht unsere Freiheit auf dem Spiel. Mit 
dem Beförderungsschwung hat sich Herr Wörner 
die Sympathien in den Kasinos gesichert.
Sein Vorgänger war bekanntlich bei der Trup­
pe nicht sehr angesehen, denn er hatte nicht
gedient. Fürwahr, ein schweres Manko. Und*außerdem hatte er vor, das sogenannte
MControlling-System" einzuführen. Damit ist 
ein geschlossenes System zur Planung, Steue­
rung und Überwachung, wie es in jedem grö­
ßeren Betrieb vorhanden ist. Eine der wich­
tigsten Funktionen des Systems besteht darin 
permanent zu untersuchen, wo und v/ie Kosten 
gesenkt werden können, ohne die Substanz zu 
gefährden. Jeder ehemalige Bundeswehrange-^ 
hörige kann da sofort einige Beispiele nen­
nen. Dieses System dient also nicht der 
Kontrolle, sondern der Optimierung. Das 
wiederum scheint einigen Verantwortlichen 
im Verteidigungsministeriura sowie den Füh­
rungen der Teilstreitkräfte nicht klar ge­
worden zu sein. Das Verteidigungsministe- 

srium /lieht die Einführung diese Systems 
als Mißtrauensbeweis für die Bundeswehr an. 
Die Chefs der Teilstreitkräfte fürchten, 
daß ihre Pösitionen gegenüber dem General­
inspekteur der Bundeswehr geschwächt würden. 
Also eine reine Prestigefrage.
Eine Studie hatte ergeben, daß eine einmal 
ge Bestandssenkung von zwei Milliarden DM 
und langfristig eine Kostenreduzierung von 
ca. 1 Mrd. DM pro Jahr möglich wäre. Stellt 
man diese Summen den Einsparungen aus dem 
BAFöG-Bereich gegenüber, wird es geradezu 
peinlich: etwa das Fünffache der Einsparun­
gen aus dem Schülerbafög! Ab 1990 wäre es 
mit dieser Einsparung möglich, etwa die 
Bereitstellung des Studentenbafög zu finan­
zieren; beim Beibehalten des alten Bafög- 
systems könnte man zwei Drittel des gesam­
ten BAFÖG abdecken. Das alles ohne den ge­
ringsten Substanzverlust, weder im Vertei­
digungsbereich noch beim BAFÖG!



Hier wird ganz eindeutig eine Politik auf 
Kosten der sozial Schwächeren betrieben. 
Wer hat denn den Nutzen davon, der Bundes­
wehr jeden Schrott zu nahezu beliebigen 
Preisen andrehen zu können? Ich möchte so­
gar behaupten, daß eine solche Politik die

Zum Schluß möchte ich nicht 'versäumen, zu 
zeigen, daß auch die Bundeswehr spart. 3s 
könnte sonst ein falsches Bild entstehen. 
Die Bundeswehr spart an dfen Kentenbeiträgen 
ihrer Wehrpflichtigen.

Verteidigung eher schwächt als Sparmaßnah­
men.

einsteigen wollten, eröffnete uns 
unser Dekan, Prof. Grüner - für 
uns aus heiterem Himmel, von ihm 
wohl sehr gut vorbereitet - wir 
dürften innerhalb einer FBR-Sitzung 
weder einen Beschluß fassen geschwei­
ge denn diskutieren, wenn es um all­
gemeinpolitische Themen gehe - und 
das sei hier der Kall.
Als Begründung berief er sich auf 
einen Erlaß aus den 60er Jahren, 
der vorsieht, daß in hochschulpo- 
litischen Gremien eben nur Uber 
hochschulpolitische Angelegenhei ten 
diskutiert und beschlossen werden 
dürfe und allgemeinpolitische Fra­
gen hier nichts zu suchen hätten. 
Fragt sich nur, wie und wo grenzt 
man hier ab.

Wie wäre es denn, meine Damen und 
Herren, wir würden ab nächster 
Sitzung einen TOP "0" auf die Ta­
gesordnung setzen? Dieser könnte 
1 / k  Stunde lang diskutiert werden, 
erschiene nicht im Protokoll und 
wir könnten unseren' Gedanken zu all­
gemeinpolitischen Inhalten freien 
Lauf lassen.
Dies, liebe Leute, ist nicht etwa 
ein Scherz von einem unserer Pro­
fessoren, sondern ein wirklich 
ernst gemeinter Vorschlag, über 
den in unserer letzten Fachbereichs- 
ratssitzung abgestimmt wurde.
Und das kam so; „
In der vorletzten Sitzung des Rates 
des FB 3 wurde von einem der Profs 
angeregt, die Bafög-Streichungen 
beim nächsten Mal zu diskutieren. 
Diese wurden dann auch als TOP 12 
"Diskussion der Bafög-Gesetzesvor- 
lage" auf die Tagesordnung gesetzt. 
Als es endlich zu diesem Punkt 
kam, wurd» dieser Prof, zu einer 
einleitenden Stellungnahme gebeten. 
Er allerdings zog seinen Antrag zu­
rück, da zu diesem Zeitpunkt die 
Bafög-Kürzungen bereits beschlossen 
worden waren. Wir Studenten aller­
dings hatten uns auf dieses Thema 
vorbereitet, eine Resolution ver­
faßt und diese auch verlesen. Doch 
dann, als wir in die Diskussion

Aber gerade dies schien unserem Dekan 
nicht schwer zu fallen.
Denn für ihn ist Bafög nur ein allge­
meinpolitisches Thema und hat mit der 
Hochschule nichts zu tun - denn wäre 
es eine hochschulpolitische Angelegen 
heit, so wären wir in unserer Rede­
freiheit keineswegs beschnitten wor­
den .
Aber das ist vielleicht zu krass for­
muliert, denn Herr Grüner wollte uns 
keineswegs beschneiden, im Gegenteil, 
er wies uns des öfteren darauf hin, 
daß wir uns gerne nach Beendigung der 
Sitzung weiter in dem Raum aufhalten 
könnten, ja, darüberhinaus stelle uns 
die Hochschule sogar noch Strom zur 
Verfügung und warm sei es auch, also, 
was wollen wir mehr? Wir brauchten 
also noch nicht einmal in eine Knei­
pe zu gehen, um mal gemeinsam Uber 
akute Mißstände zu diskutieren.
Sollten wir diesen Vorschlag nicht 
dankbar annehmen?? Ist es nicht völlig 
egal, ob innerhalb einer Sitzung oder 
nach deren Beendigung ein allgemein­
politisches Thema aufgegriffen wird?'.' 
Sind wir doch"vernünftig" und freuen 
uns, daß wir überhaupt Gelegenheit 
haben, unsere Meinung zu äußern. Wie 
und wo sollte doch dabei keine Rolle 
spielen?!
Es hatte den Anschein, als seien ei­
nige Profs. tatsächlich dieser Mei­
nung, aber die Empörung vonseiten 
einiger weniger anderer und natürlich 
auch von uns war mehr als groß.



Denn einmal:
O.K., es gibt diesen Erlaß; der Dekan 
hatte die Pflicht (?), uns darauf 
hinzuweisen (fragt sich nur, warum er 
es gerade bei diesem Thema tat). Aber 
es ist doch die Frage, soll man sich 
wirklich von so einem Erlaß entmün­
digen lassen? Hätten wir ihn nicht 
ignorieren können, als gesamtes Gre­
mium, um dem Dekan in diesem Fall 
nicht allein die Verantwortung zu Uber 
lassen? Und wie kann ich überhaupt 
in hochschulpolitischen oder sonsti­
gen Diskussionen meine eigene.politi- 
sehe Meinung vor der Tür lassen? 
Interessant ist auch, daß noch nicht 
einmal allen Profs. dieser berühmte 
Erlaß bekannt war. Interessant ist 
weiter, daß er just zu dem Zeitpunkt 
vom Dekan aufgegriffen wurde, als wir 
Studenten die Bafög-Geschichte nicht 
auf sich beruhen lassen wollten,
Und zweitens:.
Wie schafft der Dekan e 
als allgemeinpolitische
Wenn dieses Thema nicht 
schulbereich gehört, wi 
der Präsident der THD p 
während seiner Arbeitsz 
Versammlung erscheinen, 
thema die Dafög-Stre ich
Wenn jemand meint, Dafö 
in den Hochschulbereich 
dann zur Elite-Förderuri 
Hochschulen?
Wie kann über Lehrerausbi1üung während 
der FBR-Sitzung gesprochen werden und 
Bafög muß draußen bleiben?

s, Bafög allein 
s Thema abzutun?
in den Hoch- 

eso kann dann 
ersönlich 
eit zur Voll- 
.deren Haupt- 
ungen sind?
g gehöre nicht 
, wie steht er 
g an unseren

Und , und, und

Alle Argumente zogen nicht. Es darf nicht 
sein, wir dürfen nicht inhaltlich dis­
kutieren über Bafög, sehen wir das doch 
endlich ein.
Um die ganze Sache zu besänftigen und 
für die Zukunft ein erträgliches und 
allen genehmes Klima zu erreichen, kam 
dann der eingangs erwähnte Vorschlag 
eines Profs. - eben der TOP "0". Er mein­
te wohl, hiermit haben wir die Hürde des 
Erlasses übersprungen. Wir sollten "ver­
nünftig" sein und wenigstens die Chance 
der inoffiziellen Diskussion nutzen. Und 
das von einem Angehörigen des PB 3 (Er- 
ziehungs- und Gesellschaftswissenschaf­
ten), dessen Anliegen es ist, Menschen 
- kurz gesagt - zur Vernunft, Mündig­
keit, Emanzipation zu erziehen !!
Zum Glück, dieser Vorschlag wurde abge­
lehnt. Es gab also tatsächlich Leute, 
die das Paradoxe an dieser Idee erkann­
ten. Doch beendet wurde die Diskussion 
mit der ach so bedenkenswerten Bemerkung 
eines Profs.:
So, damit haben wir uns jetzt selbst 
entmündigt.

Hierzu ist hoffentlich jeder Kommen­
tar überflüssig.
Es mache sich der Leser seine eigenen 
Gedanken zu unserer freiheitlich- de­
mokratischen Grundordnung !I!

Es ist eine Schande, daß Demos 
immer zu einer Jahreszeit statt­
finden müssen, die so gar nicht 
zum Demonstrieren geeignet ist.
So damals in Brockdorf, als die 
Demozüge durch den Marschneben 
tappten- sogar beim ersten Mal in 
Bonn, als die Hitze viele zermübte.
Es stellt sich immer wieder die Frage, 
ob dies nun wirklich die richtige, 
hauptsächlich die wirksamste Aktions­
form sei.
Auch diesmal mußte Bonn wieder dran 
glauben und es ist offenbar relativ 
gleichgültig, wer nun gerade das 
Regierungszepter hält; einen Grund 
den Politikern (was es für ein

WENN DIE HIESIGE DEMOKRATIE EINE WAR.

(HERR MltJIi
r—T~fT~Y\
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Ticker, was will er ...) die Zähne 
oder besser die Füße zu zeigen, gibt es 
offenbar immer.
Die neue.parlamentarische Mehrheit 
rechts,von der SPD - die immernoch 
im Ungewissen darüber ist, ob sie 
sich auch auf eine tatsächliche Mehr­
heit stützen kann - hatte die Streichung 
des Schülerbafägs und die Umstellung 
des Studentenbafögs auf eine reine 
Darlehenszahlung beschlossen.
Trotz heftiger Proteste aus allen 
möglichen Lagern - das ging von der 
Westdeutschen Rektorenkonferenz bis 
zu den vereinigten deutschen Studenten­
schaften - ging die Regierung 
ihren Weg in die bildungspolitische 
Elitelandschaft der 50er Jahre.
Die Demo, die wohl die "größte
Demonstration der Schüler und Studenten- 
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bewegung" (ein vds Sprecher) ge­
wesen sei, änderte daran auch nix 
mehr. Die beschworene Kampfkraft der 
Studentenbewegung blieb dann auch im 
Okultischen stecken. Zwar hatten 
die vds dem Oberbürgermeister der 
Stadt "die Demo noch in letzter Minute 

0  ̂abgekämpft" (MSB Ditrich vom vds Vorstand 
aber dafür sich damit einver­
standen erklärt, den Zug durch die 
Pampa ziehen zu lassen. Die Abschluß­
kundgebung fand dann glücklicher­
weise nicht in einer Tiefgarage statt, 
sondern im fast schon kundgebungs­
historischen Bonner Hofgarten.
Bis dann so die letzten müden Füße 
eingetrudelt waren, hatten schon 
vermeindlich geprellte Bafög - 
Empfänger mit Glühweinverkauf 
ihren Reibach gemacht.
Vor Beginn der Kundgebung be­
zichtigte der MSB den RCDS

"die falsche Orientierung" (wieder 
MSB Ditrich) rausgegeben zu haben. 
Der RCDS hatte die Studenten auf­
gefordert, nicht an der Demo 
teiizunehmen.
Wesentliche Teile der Kundgebung 
wurden dann von der sozialdemo­
kratischen Ausrichtung der Demo 
gekennzeichnet, aber auch vom 
tiefen Mißtrauen gegen die SPD.
Als Gert Weißkirchen, Obmann der 
SPD Bundestagsfraktion kundtat, 
daß die SPD die Bafög Streichungen 
wieder zurücknehmen werde, wenn 
wir sie wohl auch am 6.März 
alle brav wählen, wurde er trotz 
alledem heftig ausgebuht. Auch 
Dohnani konnte nur mit Mühe die 
Parole "Hände weg vom Bäfög" 
noch in ein paar Sätze kleiden.
Zu sehr steckt da noch 13 Jahre 
Regierungsarbeit drin, in der die
SPD oft genug für ihre Wähler eine

/
unverständliche Politik gemacht hat 
Der Hinweis auf den maroden Ko­
alitionspartner oder Sachzwänge, 
reichen da sicher nicht aus. - 
)Die Demo ist rum und der RCDS 
berichtet freudestrahlend von der 
Bildung einer Kommission zur 
Prüfung von Alternativen zu den 
Volldarlehensplänen. Und siehe 
dan der RCDS diagnostiziert diese 
Kommission als einen Teilerfolg, 
diesmal nicht der Demo, sondern der 
Beeinflussung der Bundestags­
abgeordneten durch den RCDS.
Wie naiv den Glauben unter die 
Studenten zu streuen, daß diese 
Regierungsparteien auf "Beein­
flussungen" irgendwelcher Studenten 
verbände reagieren.
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DAS PARIAMENT
BERICHTE AUS DEM STUPA

Zehn Tage vor Weihnachten tagte das 
Studentenparlament der THD zum letzten 
mal im alten Jahr.
Nachdem auf der letzten Situng Barbara 
Schwark von der Liste Unabhängige und 
JUSOs in den AStA nachgewählt wurde, war 
die Neuwahl eines Schriftführers not­
wendig geworden. Richard Jürgen Tietz 
wurde im ersten Wahlgangmit der erforder­
lichen Mehrheit gewählt.
Ebenfalls im alten Jahr mußte noch der 
Ältestenrat gewählt werden. Wie schon in 
der Wahlperiode zuvor werden Bernd Golle, 
Christian Flöter und Helmut Hauck dieses 
Amt bekleiden.
Einer der entscheidenden Tagesordnungs­
punkte dieser Sitzung war dann die zweite 
und abschließende Lesung des Haushalts der 
Studentenschaft für das Jahr 1983.
Wie ihr dem Haushaltsplan entnehmen könnt, 
wurden gegenüber dem Vorjahr nur wenige 
Änderungen unternommen. Nachdem die THD 
aus den vereinigten deutschen Studenten­
schaften mit Wirkung zum 31.3.83 zurück­
getreten war, mußte natürlich auch der 
entsprechende Haushaltstitel entfallen.
Dafür wurde der Dispositionsfond aufgestockt. 
Das Studentenparlament will damit die 
Möglichkeit eröffnen, Projekte die von 
Studenten gewünscht werden, zu fördern.
Eine Aufstockung erfuhr auch der Kultur­
etat. Verstärkt solle nach Meinug des 
AStA für kulturelle Veranstaltungen wie 
Workschops und Feste Geld ausgegeben werden. 
Die einzelnen Posten entnehmt ihr aber bitte 
dem abgedrucken Haushalt.
Für weitere Fragen ist der Finanzreferent 
im AStA jederzeit da.
Weiterhin bestätigte das Studentenparlament- 
die Beschlüsse der TH Vollversammlung 
zur Abendmensa und zum Bafög.
(Diese wurden bereits in einem Stup*. Info 
nochmals veröffentlicht)

Unter dem Tagenordnungspunkt Anträge 
wurden dann nochmals heftig über ge­
eignete Maßnahmen gegen die Schließung 
der Abendmensa diskutiert. In einem An­
trag der UDS wurde gefordert, ein Sperr­
konto einzurichten, auf dem die Studenten 
bei ihrer Rückmeldung 10.- DM von ihrem 
50.-DM Beitrag zum Studentenwerk einzahlen 
sollten. Mit diesem Boykott der Zahlung 
eines Teils der Studentenwerksbeiträge 
sollte Druck auf den Studentenwerksvorstand 
ausgeübt werden, damit die Abendmensa wieder 
unter den selben Bedingungen wie vor­
mals eröffnet wird.
Mitlerweile ist dieser Beschluß, zumindest 
bis auf weiteres hinfällig, da eine 
Kommission die der Studnetnnweksvorstand 
eingerichtet hatte demselben einen Vor­
schlag unterbreiten will, wonach die 
Abendmensa im Sommersemester wieder 
eröffnet werden soll, und darüber hinaus 
auch die Kaffeeteria bis 19.00 Uhr ge­
öffnet bleiben soll.
Weiterhin beschloß das Stupa einen Antrag, 
wonach der AStA und die Fachschaften unter­
suchen sollen wo an der TH Kriegsforschungs­
projekte durchgeführt werden.
Die Ergrbnisse soll der AStA in einer 
Dokumentation veröffentlichen.
In alter Manier zog bei diesem Antrag 
der RCDS und der UDS wieder den Schwanz 
ein. Sogar eine Dokumentation über Kriegs— 
forschung an der THD ist offenbar zu 
Mallgemeinpolitischn. Es war schon immer 
ein Bißchen schwerer das Gesicht zu 
bewahren.
Weiterhin wurden wir von AStA gebeten, 
eine Erklärung zur Wahl des Ausländer­
referenten abzudrucken. Bitteschön!
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H A U S H A L T S ? 1 2 3 4. AN 1983

Entwurf

1983 1982
I. Ei nnahmen

1. Studentenschaftsbeiträge 270.000,— 250.000,-
2. Kapitalertrag - 2.000,- 4.000,—
3. Auflösung Kapital o,” 0,—

Summe aer Einnahmen 272.000',—  259.000,—
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II. Ausgaben

1.
1.1

Personalkosten
Aufwandsentschädigungen AStA-Mitglieder 54.000,— 43.200,--

1.2 Lohne und Gehälter 53.000,- 75.000,--
2_ Seitrage
2.1 3ei träge, LA,< 11.000,-- 22.300,-
2_ Sachkosten
3.1 Büro 10.000,-- 5.000,-
3.2 Telefon 8.000,- 6.000,-
3.3 Sonstige Geschäftskosten 2.000,-- 2.000,--
3.4 Reparaturen, Anscnaffungen unter OM 500,-- 4.000,- 4.000,-
3.5 Anschaffungen üoer DM 500,-- 5.000,- 5.000,-
3.5 Di sporond AStA, Projekte 10.000,-- 7.000,--
3.7 Pariament 2.000,- 3.000,-
3.8 Recfctsöeratung, Ger'.cntskosien 3.000,- 3.000,--
3.9 Reisekosten 3.500,-- 3.500,-
3.10 racnscnaften 38.000,- 32.000,-
3.11 Lu 1turarteit 3.000,- 5.000,-
3.12 l.nfcetat 37.000,-- 28.000,-
3.13 Bilcur.g von Rücklagen 3.500,- 0,-

Referate 0,-- 2.000,--

Summe oer Ausgaben 272.000,-- 254.000,-

III. Erkliruncen

1. Oie Titel 1.1 und 1.2 sind gegenseitig decxungsfähig gemäß § 20,1 LHO.
2. Oie Titel 3.1, 3.2 und 3.3 werden für gegenseitig deckungsfähig erklärt 

gemäß 5 20,2 LHO.
3. Der Titel 2.1 wird zugunsten des Titels 3.S für einseitig deckungsfähig 

erklärt gemäß § 20,2 LHO.
4. Eine vol 1 e Aufwandsentscnadigung oeträgt OM 600.-- pro Monat.



Erklärung des AStA zur Besetzung des Ausländerreferates

ln diesem Jahr resultierte aus den Koalitionsverhandlungen der den AStA 

tragenden Fraktionen nicht die Wahl eines Ausländerreferenten. Diese Tat­
sache ist nicht darin begründet, daß die den AStA tragenden Fraktionen 

diesen Arbeitsschwerpunkt für unwichtig erachten. Vielmehr gab gerade das 

Ausländerreferat in den letzten Jahren Anlaß für berechtigte Kritik, so 

daß die Nichtbesetzung des Referates das Ergebnis einer schon seit Jahren 

sich abzeichnenden Entwicklung ist. An der Arbeit der letzten drei Aus­

länderreferenten kritisieren wir:

- mangelnde Zusammenarbeit mit den restlichen AStA-Referenten, die sich 

besonders im ungenügenden Informationsfluß zeigt. Sie führte zu schlecht 
koordinierten Aktivitäten und häufigen Mißverständnissen.

- die Ausländerreferenten der letzten drei Jahre hatten alle die gleiche 

Nationalität. Dies hatte die Auswirkung, daß im Ausländerreferat schwe:—  

punktmäßig Themen dieses einen Landes bearbeitet wurden. Gerade in Hin­

blick auf die Konzeption eines Internationalismusreferates ist eine solche 
Arbeitsorganisation und Schwerpunktbildung unserer Meinung nach nicht zu 

vertreten.
- der Rückhalt des Ausländerreferenten im Ausländerausschuß ließ in den 

letzten Jahren zunehmend zu wünschen übrig. Die Arbeit der Ausländer­

vereine im Ausländerausschuß war stark zurückgegangen, was unserem Er­
achten nach die Folgerung zuläßt, daß eine Schwerpunktverlagerung der 

einzelnen Vereine von der Organisation der Arbeit hin zu der Bearbeitung 

von Themenbereichen wie "Probleme der Ausländer in Studium und Gesellschaft" 
zu vezeichnen war.

Aus diesen Mängeln heraus entschlossen sich die den AStA tragenden Fraktionen 

vorerst keinen Ausländerreferenten zu wählen.

Da sich aber auch gerade in Hinblick auf den Ausländerreferenten im Aus­

länderausschuß einiges bewegt hat und neue Ansätze für ein konkretes Konzept 

eines solchen Referenten sichtbar werden, hat der AStA einen Referenten für 

Internationalismus befristet eingestellt. Dieser Referent hat dem AStA ein 
Programm vorgelegt, welches er in Zusammenarbeit mit dem Ausländerausschuß 

entwickelt hat, und das einen Ansatz für ein mögliches Internationalismus­
referat enthält. Das Programm würde im AStA diskutiert und der AStA wird 
Ende Februar neu über das Problem des Internationalismusreferates befinden.
Die befristete Einstellung des Referenten hat das. Ziel, zu prüfen, oh aus 
den Ansätzen des Programms konkrete Arbeitsschritte folgen. Kriterien, die 
auch während der Diskussion des Programms genannt wurden, sind
- Veranstaltungen zu einzelnen Ländern

- Erstellung eines Erstsemesterinfos für ausländische Kommilitonen/innen
- Ausländerreferententreff auf Hessenebene

AStA der THD
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’ork 24.12. 23.12.

AO. w. 32.25 31.00
AMD 26.625 27.00
Aetna Life 37.25 36.375
Allegheny Pw. 23.625 23.625
Allied Corp. 33 25 33.25
Allied Stores 36.875 36.75
Allr* Chalmers 8.75 8.375
Alcoa 31.625 30.125
Alco Std. — —

Amax Inc. 20.125 19.625
Amdahl 27.25 27.75
Amdisco 23.75 23.75
Amerada Hess 24.625 23875
Am. Airlines 24.50 24.125

Freeport-MCMoran 
Fruehauf 
Fuqua Ind.

GAF Corp.
Gen. Dynamics 
Gen. Electr.
Gen. Foods 
Gen. Instr.
Gen. Motors 
Gen. Publ. Util. 
Gen. Tel. Electr. 
Gen. Tire T 'M

Faberge 
Fedders 
Firestone 
Fst. Chicago

a u  t f i e s e r  •

liebe Freunde!

13.625 13.25
32.75
97.50
39875
49.50
62.375

6.75
40.625
26.625
47.00
48.375
32.25
34.75
38.625

8.25
17.625
49.00
28.25

b i s c h e r
12.75

Fil*kre
16.75
17.125
19.375
26.375
75.50
47.50
35.875
51.50

9.875
11.01.

Norton Simon 
Occidental Pet 
Ohio Edison 
Olin Corp. 
Owens Illinois 
Pan Am. Air 
Parker Corp. 
Pennzoil 
PepsiCo 
Pfizer
Phelpa Dodge 
Philip Morris J 
Phillips Petr M 
Pittston M  
Polaroid 
Proct. & GfS? naythoorao 
RCA JOB RepubÄK 
Revere Cöppel 
Revlon
Reynolds Met. 
Reynolds Ind. 
Rockwell 
Royal Dutch

23.125
19.00
14.00Dana ySSgtP' Dart &Deere Co Tagg] 

Digital E q u ip H  
Disney «  
Dome Minea 1  
Dow C hem ical' 
Dravo Corp.
Du Pont
Eastern Äh in s  
Eastman Kouak 
Eaton Corp. 
Emerson Elec. 
Emhart Corp 
Esmark 
Exxon Corp.

34.00
67.75 
28.50
96.75
63.00 
J3.375  
>.A25

22.25
27 875

3.50
14.50
33.625
33.625
68.875
24.00
59.75

8.50 
86.125 
29.75 
61.625 
45.25 
57.375 
28 u0

31.75
13.625

30.75
61.25
45.50
58.00
280 0

24.00
118.00
44.75

15.50 
3.875 

17.875 
18 875 
36.75 <Q«W>5

15.00 
3.75 

1825  
18.25 
35 875

30.375
24.875
51.375 
43 875
33.875
24.375

30 50
24.125
50.375
43.50
33.75
24.125
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Kein Tabu mehr“
LEBENDE RINDER -  C hicago (c/lb)
___________ 23-12S_________ 22.12.S
FEB 59,05- 59,15 58,30- 58,50
APR 60,15- 60,05 59,42- 59,30
JUN 61,45- 61,35 60,90- 61,05
AUG 60,45- 60,35 59,90- 60,05

LEBENDE SCHLACHTSCHWEINE 
-  C hicago (c/lb)
___________ 23.12.S_________ 21.12.S
FEB 58,00- 58,10 57,90- 58 00
APR 54,80- 54,95 54,95- 54 90
JUN 56,10- 56,25 56,40- 56,45
AUG 55,90- 55.85 —

SCHWEINEBÄUCHE -  C hicago (c/lb)
________ 23.12.S_________ 22.12.S

FEB 83,90- 84,25 83,40- 83 30
MRZ 82,80- 62,95 82,37- 82 50
MAI 82,35- 82,47 81,80- 82,00
JUL 80,65- 80,70 80 4 0 -  80,00

FRISCHE HÄHNCHEN -  C hicago (c/lb) 
26.11.S 22.11.S

DEZ 40,00 39.25N
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